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B r i e f e  a u s  …

 … London

Theresa May hat sich für den harten Brexit entschieden, der Souveräni-
tät über wirtschaftliche Aspekte stellt. Die Premierministerin rechnet 

damit, dass die Verhandlungen darüber nur zwei Jahre in Anspruch neh-
men werden – doch sie werden länger andauern. Bis jetzt hat es die May-
Regierung vermieden, offen über die Kosten des Brexits zu reden, aber klar 
ist: Je mehr Souveränität Großbritannien wiedererlangt, desto höher werden 
die volkswirtschaftlichen Kosten sein. In ihrer Rede im Lancaster House 
räumte May erstmals ein, dass es diese Kosten überhaupt geben wird. Sie 
sagte konkret, dass Großbritannien den gemeinsamen EU-Binnenmarkt 
und die Zollunion verlassen werde. Erst jetzt wird es in Großbritannien zu 
einer realen Debatte über die Kosten des Brexits kommen.

May strebt nach dem Austritt ein Freihandelsabkommen mit der EU an. 
Das bedeutet, dass der Zugang zum Binnenmarkt Sektor für Sektor neu 
verhandelt werden muss. Sie erwähnte, dass sie eine Vereinbarung über die 
künftigen Beziehungen zur EU innerhalb der zwei Jahre anstrebt, in denen 
der Austrittsprozess entsprechend Artikel 50 des Lissabonner Vertrages 
abgeschlossen sein muss. Dies ist sehr ehrgeizig. Erfahrungsgemäß dauert 
es deutlich länger, Freihandelsabkommen fertig zu verhandeln. Und es wird 
über mehr zu verhandeln sein als nur ein Freihandelsabkommen, so auch im 
Bereich der Sicherheitspolitik. Die Rahmenbedingungen der zukünftigen 
Beziehungen werden in den zwei Jahren abgesteckt, aber die Abstimmung 
der Details wird viel länger dauern. Vernünftigerweise hat sich May selbst 
zu einer „Umsetzungsphase“ verpflichtet, die beginnt, sobald der Austritt 
vollzogen ist. Diese Phase wird andauern, bis die vielschichtigen Verhand-
lungen abgeschlossen sind. Es war daher unklug von May, in ihrer Rede zu 
verkünden, dass alles innerhalb von zwei Jahren verhandelt werden könne.

Viele Unternehmen in Großbritannien waren mit der Rede unzufrieden. 
Den gemeinsamen Binnenmarkt zu verlassen bedeutet für viele Firmen 
den Verlust der Passport-Rechte – das Recht, von ihrer britischen Basis aus 
in der gesamten EU zu operieren. Viele Firmen, wie Autobauer und Luft- 
und Raumfahrtunternehmen, werden sich Sorgen über den Austritt aus der 
Zollunion machen. Verzahnte Lieferketten machen es oft notwendig, dass 
Produkte fünf oder sechs Mal die Grenzen passieren. Diese Unternehmen 
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müssen nun Zölle, Ursprungsregeln, Regelkonformität mit EU-Standards 
und mögliche Verzögerungen an den Grenzen fürchten. Kluge Vereinbarun-
gen zu Zollerleichterungen könnten dabei vielleicht einen Teil des Ärgers 
mindern. Bemerkenswert war, dass May, als sie auf die britisch-irische 
Grenze zu sprechen kam, nicht versprechen konnte, dass die Grenzkont-
rollen nicht zurückkehren werden. Viele Iren – im Norden wie im Süden 
– werden sich nun um die Auswirkungen dieser Entwicklungen auf den 
Friedensprozess auf der Insel sorgen.

Angesichts der inhaltlichen Härte hielt May ihre Rede an die versammelten 
Botschafter in einem sanften Ton. Sie beteuerte, dass sie der EU Erfolg wün-
sche. Sie erinnerte zu Recht daran, dass Großbritannien viel zur Sicherheit 
der 27 beiträgt. Aber sie sprach auch eine dumpfe Drohung aus: „Wenn 
wir vom Zugang zum Binnenmarkt abgeschnitten werden, könnten wir 
die Grundlage des britischen Wirtschaftsmodells verändern.“ Dies meint: 
Großbritannien könnte zu einem wenig regulierten Niedrigsteuerland wie 
Singapur werden. Andere Teile ihrer Rede wiederum erinnerten daran, dass 
May eine eigene Auslegung des Konservatismus hat: Sie sprach von Arbeit-
nehmerrechten, Arbeitnehmervertretern in Aufsichtsräten und einer neuen 
Industriestrategie. Wir wissen nun, dass den Briten ein harter Brexit bevor-
steht, obwohl Umfragen zeigen, dass die meisten einen weichen bevorzugen. 
Der Grund dafür ist wahrscheinlich, dass die Politik der konservativen Par-
tei und die Haltung einflussreicher Medienhäuser es der Regierung schwer 
machen, einen anderen Weg einzuschlagen.

Charles Grant, Direktor des Centre for European Reform, London

 … Washington

20. Januar 2017, 5 Uhr morgens, Downtown D. C. ist mit Gitterzäunen, 
Betonblöcken, Lastkraftwagen, Müllfahrzeugen und Schulbussen kom-

plett abgeriegelt. Auf den Straßen sind neben Hunderten Polizisten und 
anderen Sicherheitskräften nur wenige Menschen unterwegs, die sich jedoch 
gegenseitig misstrauisch beäugen und einzeln oder in kleinen Gruppen ihren 
Weg Richtung Innenstadt fortsetzen. Einige sind früh zur Amtseinführung 
angereist, teilweise mit der ganzen Familie, oft deutlich sichtbar ausgestat-



18 WeltTrends 125

tet mit Trump-T-Shirts, -Schals und den obligatorischen „Make America 
Great Again“-Kappen. Andere sind auf dem Weg zu einem der Treffpunkte 
des „Disrupt J20“-Bündnisses, das die Inauguration mit unterschiedlichen 
Protestaktionen stören und die Amtsübergabe an Donald Trump verhin-
dern möchte. Geplant sind eine genehmigte Demonstration parallel zur 
Parade des Präsidenten, unangemeldete Aktionen des antifaschistischen 
Blocks sowie gezielte Proteste an verschiedenen Sicherheitscheckpoints zu 
Themen wie Rassismus, Umwelt, Arbeit, soziale Gerechtigkeit, LGBTQ+ 
und Immigration. Im Laufe des Tages werden einige Checkpoints blockiert, 
mehrere Tausend demonstrieren auf den Straßen und stehen friedlich mit 
Trump-BefürworterInnen in der Toilettenschlange. Am nächsten Tag wird 
vornehmlich von einer brennenden Limousine, zerschlagenen Starbucks-
Fensterscheiben und gewaltsamen Ausschreitungen zwischen Demonstrie-
renden und der Polizei berichtet, auf die 217 Festnahmen folgten.

21. Januar 2017, 12 Uhr mittags, Downtown D. C. ist pink. Hunderttau-
sende Frauen, Männer, alte und junge Leute, Kinder mit bunten, selbst 
gemalten Schildern und pinken Häkelmützen überschwemmen die Stra-
ßen, auf denen am Tag zuvor noch selbstsicher grinsende rote Kappenträ-
ger verächtlich mit dem Finger auf Protestierende zeigten. „Pussy grabs 
back“, „The Future is Nasty“ und „Women’s Rights are Human Rights“ 
lauten einige der meistvertretenen Slogans. Nach geduldigem Warten auf 
die Ansprachen prominenter Rednerinnen setzen sich die Massen in Rich-
tung Weißes Haus in Bewegung. Durch die Innenstadt hallen Jubelschreie, 
die in Wellen von Straße zu Straße getragen werden. Einige der älteren 
Teilnehmerinnen strömen auf die Straßen, um die Errungenschaften der 
Frauenrechtsbewegung aus den 1960ern zu verteidigen, andere nehmen 
zum ersten Mal in ihrem Leben an einem Protest teil. Viele haben sich sehr 
bewusst dafür entschieden, aus Respekt für einen geordneten politischen 
Prozess erst am Tag nach der Amtseinführung auf die Straße zu gehen. Am 
späten Nachmittag beginnen sich die umliegenden Restaurants und Bars zu 
füllen. Vereinzelt sind kritische Stimmen zu hören, kleinere Gruppen rufen 
die Demonstrierenden dazu auf, auch am nächsten „Black Lives Matter“-
Protest teilzunehmen. In den sozialen Netzwerken kursiert das Foto einer 
jungen schwarzen Frau, die mit Lollipop und einem „Don’t forget: white 
women voted for Trump“-Schild auf dem Women’s March posiert. Bereits 
vor der Veranstaltung hatte es Kritik am Facebook-Aufruf zum „Million 
Women March“ gegeben, da diese Bezeichnung ursprünglich für die 
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massenhaften Proteste schwarzer Frauen 1997 in Philadelphia verwendet 
wurde. Um dieser Kritik entgegenzuwirken, änderten die Veranstalterin-
nen den Titel, luden Sprecherinnen mit unterschiedlichen Hintergründen 
ein und riefen explizit zu Diversität und Inklusion auf.

Ein merkwürdiger Beigeschmack blieb. Wo waren all diese Menschen am 
Tag zuvor bei den Protesten zur Amtseinführung? Wo waren all diese Men-
schen in den ersten Tagen nach der Amtseinführung, als Trump executive 
orders zur Beschränkung der Obamacare-Gesundheitsreform, zum Ausbau 
der Ölpipelines Dakota Access und Keystone XL und zur Errichtung der 
Grenzmauer zu Mexiko unterzeichnete? Seit der executive order „Protecting 
the Nation from Foreign Terrorist Entry into the United States“ vom 27. 
Januar 2017, die eine temporäre Aussetzung des Flüchtlingsprogramms, eine 
zeitlich unbegrenzte Aussetzung für syrische Flüchtlinge sowie einen tem-
porären Einreisestopp für Menschen aus sieben mehrheitlich muslimischen 
Ländern beinhaltet, demonstrieren erneut Zehntausende in verschiede-
nen Städten und an Flughäfen in den USA. Proteste und Demonstratio-
nen allein werden allzu tief verankerten Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Islamophobie, Homophobie und Sexismus nicht bekämpfen. Es wird sich 
jedoch zeigen müssen, ob sich eine breite Opposition formieren kann, die 
sich langfristig für eine humanere Gesellschaft und Politik einsetzt.

Mirjam Kalle, Georgetown University

 … Manama

Im vergangenen Dezember fand zum zwölften Mal der sogenannte 
Manama Dialogue in der Hauptstadt der Golfmonarchie Bahrain statt. 

Organisiert wird diese als „führender verteidigungs- und sicherheitspoli-
tischer Gipfel im Nahen und Mittleren Osten“ gepriesene Konferenz vom 
Londoner Thinktank IISS, dem International Institute for Strategic Studies, 
das laut dem aktuellen „2016 Global Go To Think Tank Index Report“ 
als die drittwichtigste weltweite verteidigungs- und sicherheitspolitische 
Denkfabrik rangiert. Der hochkarätige Gipfel, der über 350 Delegierte aus 
Regierungs- und Nichtregierungskreisen aus einer Vielzahl von Ländern 
versammelt – von Nigeria bis nach Neuseeland –, mutet auf den ersten 
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Blick wie eine Art Karneval an: Männer aus den arabischen Scheichtümern 
in ihren nationalen Gewändern sowie Militärs aus aller Herren Länder 
bevölkern das mit hohen Sicherheitsmaßnahmen abgeriegelte Ritz-Carl-
ton. Aber auch hochrangige politische Vertreter sind zugegen, so eine Reihe 
von Außen- und Verteidigungsministern aus Mitgliedstaaten der NATO 
und des Golfkooperationsrats (GCC). Deutschlands höchste Vertreterin – 
zumindest in den vergangenen beiden Jahren – war Verteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen, deren Reden sich wohltuend von vielen anderen 
abhoben. So verteidigte sie die moralische Grundlage der Flüchtlingspolitik 
der Bundeskanzlerin und warnte vor Rechtspopulismus und Islamophobie 
im Westen sowie Extremismus in der Region – Herausforderungen, die man 
nicht zuletzt mithilfe sozialer Inklusion bekämpfen müsse.

Während 2015 Ägyptens Potentat General al-Sisi die Festrede hielt, in 
einem offensichtlichen Bemühen, Golf-Gelder für seinen bankrotten Staat 
einzutreiben, hielt diesmal der neue britische Außenminister Boris Johnson 
eine lächerlich-bombastische Rede, in der er die „Rückkehr Großbritanni-
ens östlich von Suez“ proklamierte. In einem Anflug kolonialer Nostalgie, 
was vielen arabischen Delegierten nicht verborgen blieb, sagte er, dass sein 
Land wie in den vergangenen 200 Jahren auch die kommenden zwei Jahr-
hunderte als Garantiemacht fungieren werde – mit dem realistischen Zusatz, 
dass es eine von vielen sein werde. Wenige Tage zuvor hatte Premierminis-
terin Theresa May auf dem GCC-Gipfel, ebenso in Manama, gesagt: „[Der 
Irandeal] war äußerst wichtig für die regionale Sicherheit. Aber wir müs-
sen auch zusammenarbeiten, um Irans aggressiven regionalen Handlungen 
zurückzudrängen, ob im Libanon, Irak, Jemen oder im Golf selbst.“ Dar-
aufhin bestellte Teheran den britischen Botschafter ein, um gegen Londons 
„neue“ Golfpolitik zu protestieren. Offensichtlich sind solche Äußerungen 
auch vor dem Hintergrund lukrativer britischer Waffenexporte in GCC-
Länder zu verstehen, worauf auch Irans Präsident Rohani hinwies.

Derweil zeigten sich bei den Teheraner Machthabern auch Anzeichen 
der Besorgnis über den faktischen Ausschluss Irans von diesen wichtigen 
sicherheitspolitischen Gipfeln, die auch zu überraschend konzilianten Tönen 
führten. So betonte Irans Parlamentssprecher Ali Larijani bei einer fast zeit-
glich abgehaltenen International Conference on Regional Security Order in 
the West Asia, an der weit weniger Länder beteiligt waren, dass Saudi-Ara-
bien nicht der Feind sei. Einige Tage später sagte Rohani auf seiner Rede auf 
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der 30. Internationalen Konferenz Islamischer Einheit in Teheran: „Sowohl 
schiitischer Halbmond als auch sunnitische Achse sind falsch. Schiiten und 
Sunniten sind Brüder und Anhänger des Islam [...].“

Über dem Gipfel schwebte wenig überraschend die spannungsgeladene 
Dreiecksbeziehung zwischen dem Westen, Saudi-Arabien und Iran. Ira-
nische Regierungsvertreter hatten bei den vergangenen zwei Gipfeln trotz 
IISS-Einladung in letzter Minute kein Visum von der prosaudischen Regie-
rung in Bahrain erhalten, sodass diese eher einem Manama Monologue 
glichen. Dennoch konnte man wichtige Einblicke in die arabische Wahr-
nehmung der regionalen Rolle Irans gewinnen. Denn aufgrund Teherans 
Syrien- und Irakpolitik befinden sich die Beziehungen mit vielen Ländern 
der Region auf einem Tiefpunkt, was durchaus sicherheitspolitische Impli-
kationen bereithält. So beklagte Iraks Vizepräsident Ayad Alawi, dass die 
USA im vergangenen Jahrzehnt die Augen vor Irans schädlicher regionaler 
Rolle verschlossen hätten. Bahrains Außenminister insistierte, dass ein Dia-
log mit Iran Vertrauen voraussetze, und problematisierte die Staatsdoktrin 
des Velâyat-e Faqih der Islamischen Republik, die die Loyalität der Schii-
ten in der Region eher an das iranische Staatsoberhaupt binde als an ihre 
eigenen Regierungen. Der ehemalige saudische Geheimdienstchef und Bot-
schafter in den USA, Turki al-Faisal, sagte, der Iran-Atomdeal müsse blei-
ben, die Welt müsse jedoch wachsam sein. Teheran müsse deutlich machen, 
ob es Frieden und Aussöhnung oder aber Konfrontation und Destabilisie-
rung verfolge. Während Iran „vier arabische Hauptstädte kontrolliert“, habe 
er aber auch globale Ambitionen, was ein Problem für die Welt darstelle. 
Es kamen aber auch konziliantere Töne von ihm: Trump solle den Iran-
deal dazu nutzen, um eine regionale Zone frei von Massenvernichtungswaf-
fen zu etablieren. Außerdem sagte er: „Wir und unsere iranischen Brüder 
beten denselben Gott und denselben Propheten an.“ Trotz Irans Rolle als 
großer „Schlächter“ in Syrien sei eine Koexistenz mit Teheran möglich. 
Dass diese arabischen Perzeptionen von US-Seite nicht nahtlos übernom-
men werden, machten die Aussagen von General Petraeus klar. Man müsse 
zwischen „guten“ und „schlechten“ iranischen Handlungen unterscheiden.
Abschließend fasste der Generalsekretär der Arabischen Liga die Ansicht 
vieler arabischer Regierungen zusammen: „Iran hat die Chance, sein Verhal-
ten gegenüber der Region zu ändern, um Kooperationskanäle zu eröffnen.“

Ali Fathollah-Nejad, DGAP & Harvard Kennedy School


